
Suchergebnisse: Die Freiheit

13. März 1325 – Friedrich der Schöne erkennt Ludwig IV. alsrömischen König an

Nabburg * Mit der sogenannten „Trausnitzer Sühn“ versöhnt sich König Ludwig der

Baier&nbsp;mit Friedrich dem Schönen&nbsp;auf der&nbsp;Burg Trausnitz&nbsp;bei Nabburg in

der Oberpfalz.&nbsp;Friedrich erkennt Ludwig als römischen König&nbsp;an und verpflichtet

sich, ihn bei seinem Kampf gegen den Papst zu unterstützen.&nbsp;Dafür erhält er die Freiheit.

Oktober 1676 – Lucca van Uffele wird als „Unschuldig“ freigesprochen

München * Lucca van Uffele wird als „Unschuldig“ freigesprochen und in die Freiheit entlassen.   

Das Gericht stellt in seiner Urteilsbegründung allerdings fest, dass das Seidenunternehmen

schon deshalb scheitern musste, da von der Unternehmensleitung zu viel Kapital in zu große und

unnötige Gebäude investiert worden seien. Damit fehlte das Geld für die laufenden Kosten der

Seidenfabrikation. Nachdem die Manufaktur nicht mit dem erwarteten Gewinn arbeitet, fordern

die Geldgeber ihre Kapitaleinlagen zurück. Auch vom kurfürstlichen Hof können keine

Investitionen mehr erwartet werden, da kurz zuvor ein Brand Teile der Residenz zerstört hatte.

Damit ist das vorläufige Ende der Churfürstlichen Seidencompagnie - nach nur elf Jahren -

gekommen.    Die Auer Seidenfabrik ist noch bis anno 1680, die am Jakobsplatz bis 1705

betriebsbereit. 

17. Dezember 1794 – Der Streik der Gesellen und Meister eskaliert

München * Gesellen und Meister nehmen Ratsmitglieder im Rathaus fest und ziehen

protestierend zur Residenz. Kurfürst Carl Theodor sieht sich zum Nachgeben gezwungen und

gesteht den Handwerkern die Erfüllung ihrer Forderungen sofort zu. Die Inhaftierten werden

umgehend in die Freiheit gelassen.

1. Januar 1848 – Revolutionäre Flugblätter kursieren

Hanau * In Hanau kursiert ein Flugblatt, das mit den Worten endete: „Ihr verfluchten Tyrannen,ihr

Henker des Rechts, ihr schonungslosen Volksschinder, ihr Fürsten, Aristokraten, Pfaffen und

Geldsäcke! Das Gericht komme über euch.“  In einem anderen steht zu lesen: „Gebt uns, was wir
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wollen, die Freiheit, oder wir werden sie uns nehmen!“      In dieser revolutionsbereiten Stimmung

wird die Nachricht über die Revolution in Paris auch in München zum Signal des Aufbruchs. 

4. Juni 1848 – Das Gesetz über die Abschaffung der Pressezensur

München-Kreuzviertel * Außerdem tritt das Gesetz über die Abschaffung der Pressezensur in

Kraft. In dem vom König erlassenen Edikt über die Freiheit der Presse und des Buchhandels ist

festgelegt worden, dass das Erscheinen von Presseerzeugnissen nicht „von obrigkeitlicher

Prüfung und Genehmigung des Inhalts oder überhaupt von irgend einer obrigkeitlichen Erlaubniß

abhängig“ sei. „Die Strafgerichtsbarkeit [steht] nicht den Polizeibehörden, sondern den Gerichten

zu.“ 

28. Oktober 1886 – Die Freiheitsstatue in New York wird eingeweiht

München-Ludwigsvorstadt * Die „Freiheitsstatue“ genannte „Lady Liberty“ in New York, die aus

einem Eisengerüst besteht, das mit 2,4 Millimeter starken Kupferplatten verkleidet ist, wird

feierlich eingeweiht. Sie ist mit Sockel 93 Meter hoch, ohne Sockel 46,05 Meter. 

12. November 1918 – Das aktive und passive Wahlrecht für Frauen wird eingeführt

Berlin - Deutsches Reich * Der aus Mitgliedern der SPD und der USPD bestehende Rat der

Volksbeauftragten in Berlin verkündet in einem Aufruf an das Deutsche Volk mit Gesetzeskraft

unter anderem die Einführung des Frauenwahlrechts in Deutschland.        Alle Wahlen zu

öffentlichen Körperschaften sind fortan nach dem gleichen, geheimen, direkten, allgemeinen

Wahlrecht auf Grund des proportionalen Wahlsystems für alle mindestens 20 Jahre alten

männlichen und weiblichen Personen zu vollziehen.   Der Belagerungszustand wird aufgehoben.  

Das Vereins- und Versammlungsrecht unterliegt keiner Beschränkung, auch nicht für Beamte und

Staatsarbeiter.   Eine Zensur findet nicht statt, die Theaterzensur wird aufgehoben.  

Meinungsäußerung in Wort und Schrift ist frei.   Die Freiheit der Religionsausübung wird

gewährleistet. Niemand darf zu einer religiösen Handlung gezwungen werden.   Für alle

politischen Straftaten wird Amnestie gewährt. Die wegen solcher Straftaten anhängigen

Verfahren werden niedergeschlagen.   Das Gesetz über den vaterländischen Hilfsdienst wird

aufgehoben, mit Ausnahme der sich auf die Schlichtung von Streitigkeiten beziehenden

Bestimmungen.   Die Gesindeordnungen werden außer Kraft gesetzt, ebenso die

Ausnahmegesetze gegen die Landarbeiter.   Die bei Beginn des Krieges aufgehobenen
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Arbeitsschutzbestimmungen werden wieder in Kraft gesetzt. 

15. November 1918 – Ministerpräsident Kurt Eisner und der Föderalimus

München * In dem von Ministerpräsident Kurt Eisner ausgearbeiteten Regierungsprogramm findet

sich die föderalistische Forderung, „dass die Selbstbestimmung Bayerns innerhalb des Ganzen

erhalten und gesichert werden muss“. Er will damit erreichen:    die Bildung einer

Staatenvereinigung [die Vereinigten Staaten von Deutschland], der auch Deutsch-Österreich

angehören soll.  Unabdingbar ist dafür die Neugliederung des Deutschen Reichs, damit die

Vorherrschaft eines einzelnen Staates ausgeschlossen wird.  Die Freiheit und die

Selbstständigkeit Bayerns dürfen dabei nicht angetastet werden. 

17. November 1918 – Revolution als Aufbruch in die Freiheit und zur sozialen Gerechtigkeit

Frankfurt am Main * Die Deutsche Friedensgesellschaft feiert gemeinsam mit dem Deutschen

Frauenausschuss und den Frankfurter MSPD-Frauen in der Frankfurter Paulskirche die

Revolution als „Aufbruch in die Freiheit und zur sozialen Gerechtigkeit“. 

7. Dezember 1918 – Die USPD solidarisiert sich mit Spatakus

Berlin * Die undurchsichtigen Vorgänge und das Blutbad vom 6. Dezember steigert das

Misstrauen der USPD gegenüber den Mehrheitssozialdemokraten. Die Freiheit, das Berliner

Parteiorgan der USPD, solidarisiert sich mit dem Streikaufruf von Spartakus mit folgenden Zeilen:

   „Wir verstehen die Empörung und teilen die Gefühle unserer Genossen. Wir begrüßen ihre

Initiative. Der Streik soll ein Protest sein gegen das ruchlose Vorgehen in der Chausseestraße,

gegen gegenrevolutionäre Umtriebe und eine Sympathiebezeigung für die armen Opfer!“ 

12. Dezember 1918 – Eisner: Der Mensch darf nicht mehr Sklave der Maschinen werden

München * In einer Wahlrede vor den Unabhängigen erklärt Kurt Eisner: „Die Revolution war ja

schon geplant im Januar“. Und weiter:  „Sozialismus ist nur ein Wort und Sozialismus, das Wort,

erfüllt man mit Leben, indem man es verwirklicht; wie auch Demokratie nicht dekretiert werden

kann von oben, wie die Freiheit nur in sich selbst und aus sich selbst reift. Ein Volk, das nicht frei

ist, kann niemals die Freiheit gebrauchen lernen; erst wenn es frei ist, lernt es, frei zu sein. Nur so
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können wir sozialistische Politik treiben.   Der Sozialismus wirkt, indem er sich verwirklicht. Er

birgt ein Fülle schwerster Probleme. Aber das Ziel ist klar: wir müssen die menschliche

Knechtschaft beseitigen. Wir müssen die Güter der Erde allen zuteil werden lassen. Es darf nicht

mehr sozial Unterdrückte in der künftigen Gesellschaft geben. Wie immer die Gliederung und der

Aufbau in der zukünftigen Gesellschaft sich vollziehen wird, welche wirtschaftlichen Formen wir

finden werden, der Mensch darf nicht das Opfer seiner Verhältnisse werden, sondern der Mensch

muß Herr über seine Verhältnisse werden.   Der Mensch darf nicht mehr Sklave der Maschinen

werden, sondern Herr über die Technik. Der Mensch darf nicht mehr Objekt des Profits werden,

sondern jeder, der arbeitet, muß mitbestimmen können an der Gestaltung dieser Arbeit. Wir

haben es immer abgelehnt, einen Zukunftsstaat auszumalen. Einen Zukunftsstaat prophezeit

man nicht, sondern man schafft ihn.“ 

21. Februar 1919 – Kurt Eisners letzte Rede

München-Kreuzviertel * Die aufgrund von Kurt Eisners Ermordung nicht mehr gehaltene

Rücktrittsrede beginnt mit den Worten: „Meine Herren und verehrte Frauen!“.  In seinem

Tätigkeitsbericht führt er zu seiner 105 Tage andauernden Regierungszeit folgendes aus: „[…]

Am 8. November kam die revolutionäre Regierung zustande, die heute vor den von ihr

versprochenen neuen Landtag tritt. In diesem Augenblick ist es uns ein Bedürfnis, Rechenschaft

abzulegen, was wir gewollt, was wir getan.   In einer Zeit der schwersten Erschütterungen, des

drohenden Zusammenbruchs übernahmen wir die Regierung und führten sie bis hierher durch

Monate aufreibender Arbeit, ernster Gefahr und leidenschaftlicher Erregungen. Wir waren uns

bewusst, dass  wir die Aufgabe von ungeheuerer Verantwortlichkeit auf uns genommen hatten,

trotz der verhängnisvollen Erbschaft eines unter den Flüchen des Volkes zusammengebrochenen

Systems das im tiefsten Grunde kranke Leben der Gemeinschaft allmählich der Genesung

näherzuführen. Genesung auf dem Wege, dass das Volk in dem es im Aufschwung revolutionärer

Kraft zur Selbstbestimmung emporwuchs, mit dem neuen Bewusstsein der eigenen Macht, im

Kampf um die Sicherung seiner Freiheit, im Glauben an den endgültigen Sieg der Demokratie

und des Sozialismus, durch das Elend der Gegenwart sich in die Zuversicht künftiger Größe

rettete.[…].“  Kurt Eisner geht in seiner Abschiedsrede als Ministerpräsident auf die Erfolge in den

verschiedenen Ressorts ein. So hebt er seinen Kampf um die „föderative Grundlage unseres

deutschen Staatenbundes“ hervor, da „ein großes Staatswesen sich um so reicher und gesünder

entfalte, je lebendiger und selbstständiger die einzelnen Glieder sich zu gestalten vermöchten“. 

Zu seiner Friedenspolitik führt er aus: „Nur eine Politik der unbedingten Wahrhaftigkeit, der

kühnen Offenheit und des gegenseitigen Vertrauens führt zu jenem Frieden, nach dem die

zertretende Menschheit schmachtet“.  Er hebt seine Anstrengungen zur Wiederherstellung der
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durch den Krieg zertrümmerten „Internationale der Arbeiter“ hervor, denn nur wenn sie erstarkt,

ist die Freiheit jeden Volkes verbürgt. In Eisners Redemanuskript liest sich das so: „So fasste ich

- wenn mir eine mehr persönliche Zwischenbemerkung gestattet ist - meine Arbeit jüngst in Bern

auf, wo ich erreichte, dass die Vertreter aller Völker, Hass und Erbitterung vergessend, für die

Erlösung der deutschen und österreichischen Gefangenen sich vereinigten“.  Der Passus zu den

„Räten“ ist vergleichsweise kurz gehalten, obwohl sie die Stütze der Eisner‘schen Politik bilden.

Er verleiht seiner Hoffnung Ausdruck, „dass die Räte sich in jenen Grenzen, in denen sie sich bei

uns entwickelt haben, als unentbehrlich für die Schaffung einer tätigen Demokratie erweisen

werden“.  Ein weiteres von Kurt Eisner angesprochenes Thema ist die „Ernährungslage“. Dabei

stellt er fest: „Im allgemeinen sind die Ernährungsverhältnisse nach der Revolution bei uns in

Bayern zum mindesten nicht schlechter geworden. Sehr ungünstig ist nach wie vor unsere

Versorgung mit Kohlen und sonstigen Rohstoffen“. Dabei stellt er dar, welche Maßnahmen von

der Regierung eingeleitet worden sind.  Breit behandelt Eisner das Thema „Demokratisierung“,

die auch in der „Gemeinde, Distrikt und Kreis beachtet werden, deren Selbstverwaltung […]

durchgeführt werden wird“. Und weiter: „Das Kriegsministerium hat sich nach der Revolution in

ein Ministerium für militärische Angelegenheiten, in ein Ministerium zur Liquidierung des Krieges

gewandelt. […] Die Demokratisierung der Armee […] wurde durchgeführt. […] Die Änderung der

Militärgerichtsordnung war eine wichtige Errungenschaft des neuen Geistes“.  Nun folgt eine

Beschreibung über die politischen Umwälzungen und Demokratisierung in der Justizverwaltung

und die Einrichtung von Volksgerichten. Auch auf Fragen der Amnestie und Begnadigungen geht

Kurt Eisner in seinem Redeentwurf ein.  Ein weiterer Punkt seines Tätigkeitsberichts ist die

Tätigkeit des Kultusministeriums, das „die Erneuerung des gesamten Volksbildungs- und

Erziehungswesen“ vorbereitet hat. Im Verhältnis von „Schule und Kirche“ erklärt er: „Für jede

Demokratie kann nur der unantastbare Grundsatz gelten, dass die Dreiheit der Schule zugleich

mit der Freiheit der Kirche gesichert werden müsse“. Eisner erklärt die „Aufhebung der geistlichen

Schulaufsicht“ und die „Aufhebung des Zwangs zur Teilnahme am Religionsunterricht“ den

Grundsatz, dass „ein Kind gegen den Willen der Erziehungsberechtigten nicht zur Teilnahme am

Religionsunterricht oder Gottesdienst angehalten werden dürfe. Das Verhältnis zwischen

Schülern und Lehrern wurde durch die Errichtung von Schülerausschüssen und

Schülerversammlungen freier gestaltet“. Außerdem erklärt der Ministerpräsident, dass „die

Entwürfe des Volksschullehrergesetzes und des Schulbedarfsgesetzes einer gründlichen

Durcharbeitung unterzogen wurden“.  Ein weiterer kultureller Bereich sind die staatlichen Theater.

Dazu führt Kurt Eisner aus: „Infolge der Revolution kamen die ehemaligen Hoftheater in den

Bereich des Kultusministeriums. In dem jetzigen Nationaltheater vollzog sich zugleich die

Demokratisierung des gesamten Betriebes“.  Nun folgen Kurt Eisners Ausführungen zur

bayerischen Verkehrsverwaltung und der Finanzverwaltung.  Sehr ausführlich geht er auf die

Tätigkeit des am 14. November 1918 neu geschaffenen Ministeriums für soziale Fürsorge ein. Er
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hebt dabei hervor, „die Schaffung neuer Referate, um die sozialen und wirtschaftlichen Interessen

der Arbeiter und Arbeiterinnen mit allen staatlichen Mitteln wahrzunehmen. Es wurde ein Referat

für Arbeitsrecht geschaffen, für Angestelltenfragen, für Beamtenfragen usw..   Die Einrichtungen

der Erwerbslosenfürsorge, Arbeitsvermittlung und im Wohnungswesen wurden ausgebaut und

durchgeführt, soweit es unter den bestehenden Verhältnissen möglich war. Leider konnten in

dieser kurzen, unruhigen Zeit nicht alle Pläne, die das Ministerium entworfen hatte, befriedigend

ausgeführt werden.   Der Gewerbeaufsicht, dem Gesundheitswesen, den Kriegsbeschädigten

wandte das Ministerium seine größte Aufmerksamkeit zu. Es sind auch hier Erfolge zu

verzeichnen, doch nicht in so großem Maße, wie es im Interesse der leidenden Volksgenossen

unbedingt notwendig gewesen wäre. Für die Parias [= jemand, der unterprivilegiert, von der

Gesellschaft ausgestoßen ist] unter dem arbeitenden Volk, für die sogenannten Dienstboten,

wurde ein neues Recht geschaffen. Ein Landarbeiterrecht ist in Ausarbeitung, wobei alle

beteiligten Kreise der Landwirtschaft mitarbeiten.   Der Kleinwohnungsbau, das Siedlungswesen

wurden in weitgehendem Maße gefördert. Notstandsarbeiten wurden angeregt und Zuschüsse

wurden zur Verfügung gestellt, um Arbeitsgelegenheiten zu schaffen, denn das Problem der

Arbeitslosen kann nur durch Arbeitsbeschaffung gelöst werden.   Die sozialpolitische wichtigste

Tat des Ministeriums war die Proklamierung des Achtstundentages, die von der Erkenntnis

ausging, das die rationelle Verkürzung der Arbeitszeit der Ausgangspunkt aller sozialpolitischen

Maßnahmen, die auf die physische, geistige und moralische Hebung der Arbeiterklasse abzielen,

sein muss.   Für Erwerbslosenunterstützung wurden im Dezember rund zwei Millionen, im Januar

rund zehn Millionen verausgabt. Zur Deckung der Kosten der Notstandsarbeiten wurde dem

Haushalt des Ministeriums die Summe von zwölf Millionen Mark bewilligt und für überschreitbar

erklärt. Nach den bisher eingelaufenen Meldungen wurden im ganzen rund zwei Millionen Mark

Reichszuschüsse und eine Million Staatszuschüsse zugesichert“. Soweit seine Ausführungen

zum Sozialministerium.  Kurt Eisners Rede, die er aufgrund seiner Ermordung nicht mehr im

bayerischen Landtag vortragen könnte, endet mit den Worten: „Die revolutionäre Regierung hat

einstimmig beschlossen, ihre Ämter dem auf dem revolutionären Wahlrecht beruhenden Landtag

zur Verfügung zu stellen. Sie ist zugleich bereit, die Geschäfte bis zur Bildung einer neuen

Regierung weiterzuführen.   Um die Neubildung zu beschleunigen, wird die Regierung

unverzüglich dem Landtag den Entwurf eines vorläufigen Staatsgrundgesetzes zur Beratung und

Beschlussfassung zugehen lassen, das bis zur Vollendung der Verfassung die Grundlage für die

Arbeiten des Parlaments und der Regierung bieten soll.   Ein Entwurf der Verfassung selbst ist

gleichfalls fertig gestellt; wir wollen ihn noch als Vermächtnis unserer demokratischen und

sozialistischen Gesinnung der Öffentlichkeit übergeben, bevor die bisherige revolutionäre

Regierung von dem Werk zurück tritt, über das das letzte Urteile die Geschichte fällen wird.“ 

22. Februar 1919 – Gespräche zur Überwindung der Spaltung der Linken
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München * Ernst Niekisch strebt die Wiederannäherung von USPD und SPD an, weshalb drei

Mitglieder des Zentralrats - Niekisch, Sauber und Gandorfer - versuchen, durch Gespräche mit

Delegierten der Münchner Ortsgruppen von SPD, USPD und Freien Gewerkschaften die

Spaltung der Linken zu überwinden und eine sozialistische Einheitsfront zu begründen.    Die

sechs Verhandlungsführer bezeichnen sich als „Kommission zur Wiederherstellung der Einheit

der sozialdemokratischen Parteien“. Sie erarbeiteten eine Vereinbarung als Grundlage für

Verhandlungen unter den von ihnen vertretenen Interessengruppen.       In der Präambel wird

jeder politische Mord verurteilt, „gleich, von welcher Seite er verübt wird“,   und ein Programm

sozialistischer Einheit aufgestellt, das die Sicherung der Erfolge der Revolution gewährleisten und

einen Bruder- und Bürgerkrieg vermeiden soll.   Artikel 1 sieht vor, dass die Arbeiter-, Bauern-

und Soldatenräte in der Bayerischen Verfassung anerkannt und verankert werden. Rätemitglieder

sollen in Ausübung ihres Amtes Immunität genießen. Außerdem sollen sie den Ministerien

beratend zur Seite stehen.   Nach Artikel 2 sollen die im Amt verbliebenen Minister ihre Stellung

behalten und mit anderen Parteigenossen ein sozialistisches Ministerium bilden, dem ein Mitglied

es Bayerischen Bauernbundes als Landwirtschaftsminister beitreten soll.   Artikel 3 lautet: „Der

am 12. Januar rechtmäßig gewählte Landtag wird, sowie es die Verhältnisse gestatten, wieder

einberufen werden.“   Gemäß Artikel 4 soll das stehende Heer sofort aufgelöst und durch eine

republikanische Schutzwehr, die aus Mitgliedern der Freien Gewerkschaften, des Bauernbundes

und der organisierten Landarbeiterschaft besteht, ersetzt werden.   Nach Artikel 5 wird die

Freiheit der Presse grundsätzlich wiederhergestellt, doch werden gleichzeitig - „bis zur Rückkehr

geordneter Verhältnisse“ - erhebliche Einschränkungen der Pressefreiheit gefordert.      Wie

vorauszusehen war, geben die SPD-Führung und die Freien Gewerkschaften der Vereinbarung

unverzüglich ihre Zustimmung.    Anders die Münchner Räte. Sie zeigten sich über die hinter

ihrem Rücken stattfindenden Gespräche empört. Eine zur Beratung des Programms einberufene

Versammlung löste sich wegen des dritten Artikels in einem Tumult auf. Die Münchner Räte

drohen unverhohlen, dass sie einem Zentralrat, der bereit ist, den Landtag anzuerkennen, die

Bestätigung verweigern will.    Damit besteht die geforderte und so hoch gelobte Einheitsfront nur

noch auf dem Papier. Ernst Niekisch ist jetzt zwar quasi Regierungschef in Bayern. Doch den im

Umbruch befindlichen Staat zu lenken, ist alles andere als einfach. Als zentrale Frage bleibt:

Welches Regierungssystem - Parlamentarismus oder Räterepublik - soll künftig in Bayern

herrschen? 

22. April 1919 – Pfarrer Hans Meiser wird als Geisel verhaftet

München-Maxvorstadt * Am frühen Morgen wird Pfarrer Hans Meiser, der spätere Landesbischof

der evangelischen Kirche, mit zwölf weiteren Personen als Geisel verhaftet und zunächst in
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die Guldeinschule, später auf die Polizeiwache in der Astallerstraße gebracht.     Durch

Bestechung eines Postens können die Geiseln Kontakt mit einem Mitglied

des Vollzugsrats aufnehmen, der die Verhaftung als Eigenmächtigkeit der Soldaten erklärt und

die Geiseln ab 18 Uhr wieder in die Freiheit entlässt. Bei Hans Meiser dauert die Entlassung am

längsten, weil er als Geistlicher dem „System Kirche“ angehört, das gegen

die Räterepublik eingestellt ist. 

20. Juli 1933 – Das Konkordat wird ratifiziert

Rom-Vatikan - Berlin * Das Konkordat zwischen dem Heiligen Stuhl und dem Deutschen

Reich wird vom - katholischen - Vizekanzler Franz von Papen und vom

Kardinalstaatssekretär Eugenio Pacelli im Vatikan unterzeichnet.       Das Vertragswerk bestätigt

die bestehenden Länderkonkordate mit Bayern, Preußen und Baden und   den Fortbestand der

katholischen theologischen Fakultäten an den Universitäten,   sichert den katholischen

Religionsunterricht an allen Schularten und   die Beibehaltung und Neueinrichtung von

Bekenntnisschulen,   die Freiheit des Bekenntnisses und   der öffentlichen Ausübung der

Religion,   den staatlichen Schutz für Geistliche,    den Schutz des Beichtgeheimnisses und   den

Schutz der katholischen Organisationen.    Außerdem wird die Militärseelsorge und   das eigene

kirchliche Steuerrecht garantiert.        Die Kirche gesteht hingegen den neuen Machthabern nur

wenig zu:       Entpolitisierung des Klerus,   Treueeid der Bischöfe gegenüber dem Deutschen

Reich und seinen verfassungsmäßig gebildeten Regierungen.      Die Reichsregierung macht der

Kirche sehr große Zugeständnisse mit dem Ziel, internationale Anerkennung zu erhalten und die

deutschen Katholiken für die Bewegung zu gewinnen, solange deren Macht noch nicht gefestigt

ist.       Keine der anderen neunzehn Weimarer Regierungen, auch nicht die Koalitionen mit

Zentrumsbeteiligung, war der katholischen Kirche so weit entgegengekommen. 

16. März 2014 – Ergebnis der Kommunalwahl 2014 in München

München * Bei der Wahl zum Oberbürgermeister treten erstmals zwölf Kandidaten

gegeneinander an.    Dieter Reiter [SPD] erhält 40,4 Prozent, Josef Schmid [CSU] kommt auf

36,7 Prozent.&nbsp;Sabine Nallinger von den GRÜNEN kommt auf 14,7 Prozent der Stimmen.

Die Entscheidung unter den beiden Erstplatzierten fällt nun bei der Stichwahl&nbsp;am 30. März. 

     Bei der Wahl zum Stadtrat&nbsp;erhält die CSU 32,6 Prozent [+ 4,9] und 26 [+ 3] Sitze.   Die

SPD erringt 30,8 Prozent der Stimmen [- 8,9] und 25 [- 8] Sitze.   Die GRÜNEN kommen auf 16,6

Prozent der abgegebenen Stimmen [+ 3,6] und 13 Sitze [+ 2].      Weiter sind bei Kommunalwahl

in München 14 Parteien angetreten:       Die FDP erhält 3,4 Prozent [- 3,4] und 3
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Stadtratsmandate [- 2], &nbsp;   die Freien Wähler bekommen 2,7 Prozent [+ 1,1] und 2

Stadtratsmandate [+ 2], &nbsp;   die AfD&nbsp;kommt auf 2,5 Prozent [+ 2,5] und 2

Stadtratsmandate [+ 2],&nbsp;   die ÖDP erreicht 2,5 Prozent [+ 0,8] und 2 Stadtratsmandate [+

1], &nbsp;   die Linke bekommt 2,4 Prozent [- 1,3] und 2 Stadtratsmandate [- 1], &nbsp;   die

Rosa Liste&nbsp;kommt auf 1,9 Prozent [+/- 0] und ein Stadtratsmandat, &nbsp;   die Partei

Hut&nbsp;erklimmt 1,3 Prozent [+ 1,3] und ein Stadtratsmandat [+ 1], &nbsp;   die

Piraten&nbsp;erhalten 1,2 Prozent [+ 1,2] und ein Stadtratsmandat [+ 1], &nbsp;   die

Bayernpartei - BP&nbsp;bekommt 0,9 Prozent [- 0,7] und ein Stadtratsmandat, &nbsp;   die

rechtsradikale Bürgerinitiative Ausländerstopp - BIA&nbsp;kommt auf immerhin 0,7 Prozent [- 0,7]

und erhält ein Stadtratsmandat, &nbsp;   die islamfeindliche Partei Die Freiheit&nbsp;kommt auf

0,6 Prozent [+ 0,6], bekommt aber keinen Platz im Münchner Stadtrat.      Damit ist das seit 1990

bestehende Rot-Grüne Bündnis gescheitert.    Auch bei der Wahl

zum&nbsp;Bezirksausschuss&nbsp;verliert die SPD massiv.&nbsp;       Nur noch in 9 von 25

Gremien ist die SPD stärkste Fraktion (Bisher: 21).&nbsp;   Die CSU wird in 13 Stadtbezirken

stärkste Kraft (Bisher: 4)&nbsp;   Die GRÜNEN werden stärkste Fraktion in Au/Haidhausen, in der

Ludwigsvorsadt-Isarvostadt und in der Maxvorstadt.&nbsp;
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